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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

In einem Postulat Heim (sp, SO) wurde der Bundesrat aufgefordert, gemeinsam mit den
Kantonen zu prüfen, wie das Problem der Restfinanzierung ausserkantonaler
Pflegeheimaufenthalte gelöst werden könnte. Grundsätzlich soll die Wahlfreiheit
betreffend Pflegeplatz für Bedürftige gewährleistet werden. Konkreter steht das Tilgen
einer entstehenden Restfinanzierung bei allfälligen Wohnsitzwechseln
Pflegebedürftiger im Fokus. Davon seien auch Empfänger von Ergänzungsleistungen
betroffen. Der Bund solle unterstützend auftreten, um Lösungen mit den Kantonen
herbeizuführen. In einem ähnlich lautenden Postulat Bruderer (sp, AG) (Po. 12.4099)
wurde die Klärung dieser Problematik ebenfalls aus dem Ständerat gefordert. Unter
Bekräftigung, dass entsprechende Regelungen im Krankenversicherungsgesetz
untergebracht werden sollen, beantragte der Bundesrat die Annahme dieser beiden
Postulate. Beide Räte folgten ihrer jeweiligen Postulantin und dem Bundesrat und
überwiesen die Geschäfte. (Vgl. hier) 1

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

In der Herbstsession 2018 behandelte der Ständerat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Für die SGK-SR erklärte Pirmin Bischof (cvp, SO),
dass es sich dabei um eine «Klammergesetzgebung» handle, deren Regeln mit
Ausnahme der beruflichen Vorsorge für alle Sozialversicherungszweige gelten würden.
Das ATSG sei seit seiner Inkraftsetzung 2003 nicht überarbeitet worden, daher sollten
nun diverse Revisionsanliegen umgesetzt werden. Ohne Gegenantrag trat die kleine
Kammer auf die Vorlage ein. Die SGK-SR hatte sich bei ihren Behandlungen der Vorlage
im Frühling und Sommer 2018 mehrheitlich zufrieden gezeigt und mit deutlichen 10 zu
0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor allem einen grösseren Änderungsantrag geschaffen:
Die Bundesversammlung sollte nicht die Kompetenz erhalten, internationale
Sozialversicherungsabkommen mit einem einfachen Bundesbeschluss genehmigen zu
können. Kommissionssprecher Bischof erklärte, es spiele eben durchaus eine Rolle, ob
ein Abkommen zum Beispiel mit Deutschland oder mit der Dominikanischen Republik
abgeschlossen werde, da Bestimmungskategorien nicht in allen Staaten gleich beurteilt
werden könnten. Deshalb reiche es für die Beurteilung eines Abkommens nicht aus,
dass eine ähnliche Bestimmung in einem anderen Abkommen bereits existiere.
Gesundheitsminister Berset wies insbesondere darauf hin, dass ein Verzicht auf diese
Kompetenzübertragung nicht den Spielraum des Bundesrates, sondern des Parlaments
einschränken würde. Stillschweigend folgte die kleine Kammer ihrer Kommission. 
Zudem entschied sich der Ständerat, den Versicherten nicht die vollständigen Kosten,
die durch Überwachungen bei einem ungerechtfertigten Leistungsbezug entstanden
sind, aufzuerlegen, sondern diese auf die «angemessenen Mehrkosten» zu
beschränken. Daneben sorgte auch ein Minderheitsantrag Bruderer Wyss (sp, AG) für
Diskussionen; mit diesem sollten die neu geschaffene Kostenpflicht bei den Verfahren
gestrichen und Kosten wie bisher nur bei mutwilligem oder leichtsinnigem Verhalten
einer Partei auferlegt werden. Im IV-Bereich, wo die Kostenpflicht bereits bestehe,
habe diese zu einer stärkeren Belastung der Kantone geführt, erklärte die
Minderheitsführerin dem Rat. So habe die Anzahl «aussichtsloser» Beschwerden nicht
ab-, die Anzahl Gesuche um Gewährung einer unentgeltlichen Prozessführung jedoch
zugenommen. Dennoch folgte der Ständerat dem Mehrheitsantrag auf Zustimmung zum
bundesrätlichen Entwurf mit 29 zu 14 Stimmen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Ständerat die Revision des ATSG schliesslich ohne Gegenstimme mit 38 Stimmen und 2
Enthaltungen an. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Ergänzungsleistungen (EL)

In der Sommersession 2017 behandelte der Ständerat als Erstrat die Reform der
Ergänzungsleistungen. Gemäss Konrad Graber (cvp, LU) waren die Hauptziele der
Reform die Optimierung des Systems, die Verwendung von Eigenmitteln für die
Altersvorsorge sowie die Reduktion der Schwelleneffekte. Dies alles solle so umgesetzt
werden, dass das Niveau der Ergänzungsleistungen grundsätzlich erhalten bleibe. Da
jedoch die EL-Ausgaben sowie der Anteil des Bundes gegenüber demjenigen der
Kantone stark angestiegen seien, müsse hier Gegensteuer gegeben werden. Weil die
Ergänzungsleistungen die Schnittstelle zwischen AHV und Sozialhilfe darstellen,
müssten aber die Auswirkungen von allfälligen Änderungen gut durchdacht werden,
damit zum Schluss nicht die Sozialhilfe für die Einsparungen aufkommen müsse. Auf
Wunsch von Josef Dittli (fdp, UR) wurde seine thematisch mit der Reform verbundene
Motion zur Stärkung der Ergänzungsleistungen durch klare Zuordnung der Kompetenzen
losgelöst von dieser Reform behandelt. 

Der Entwurf des Bundesrates würde bei Bund und Kantonen zu Einsparungen von
ungefähr CHF 367 Mio. führen, was jedoch einigen Ständerätinnen und Ständeräten zu
wenig weit ging. Josef Dittli zum Beispiel erklärte, dass die Vorlage ein erster
Optimierungsschritt sei, danach aber noch eine weitere Reform der
Ergänzungsleistungen folgen müsse. Paul Rechsteiner (sp, SG) betonte, dass
insbesondere die IV-Rentnerinnen und -Rentner betroffen seien, bei denen mit 45
Prozent fast die Hälfte auf Ergänzungsleistungen angewiesen sei, während dieser Anteil
bei den Altersrenten nur etwa 12 Prozent betrage. Dies sei unter anderem auf den
Leistungsabbau bei der IV zurückzuführen. 
In der Detailberatung waren vor allem die Erhöhung der Höchstbeiträge für
anrechenbare Mietzinsen sowie die Möglichkeiten des Kapitalbezugs des
Altersguthabens umstritten. Das Thema der Mietzinsmaxima war im Nationalrat bereits
mit dem Geschäft 14.098 diskutiert und an die SGK-NR zur Detailberatung
zurückgewiesen worden. Diese hatte sich einverstanden erklärt, dass der Ständerat
diese Frage im Rahmen der EL-Reform behandle. Inhaltlich entschied sich der
Ständerat diesbezüglich gegen je einen unter und über dem Vorschlag der SGK-SR
liegenden Minderheitenantrag und erhöhte die Beträge für die Mietzinse gegenüber
dem geltenden Recht je nach Wohnregion, die ebenfalls neu geschaffen wurden, um bis
zu 300 Franken. Auch die Zusatzbeträge für rollstuhlgängige Wohnungen wurden
deutlich erhöht. Eine Systemänderung bezüglich der Festlegung des Betrags für
persönliche Ausgaben wünschte sich eine Minderheit Bruderer Wyss (sp, AG), welche
diese Kompetenz dem Bund übertragen und so die grossen kantonalen Unterschiede
beseitigen wollte. Dieser Vorschlag scheiterte jedoch am Mehrheitsantrag der SGK-SR,
welche diese Kompetenz bei den Kantonen belassen wollte. Bezüglich der Anrechnung
von Erwerbseinkommen des Ehegatten folgte der Ständerat der SGK-SR, die im
Gegensatz zum Bundesrat nur 80 Prozent des Erwerbseinkommens anrechnen wollte,
um so einen Erwerbsanreiz zu schaffen. Insgesamt wollten aber sowohl der Bundesrat
als auch die SGK-SR die Vermögen stärker berücksichtigen und senkten daher den
Freibetrag für Alleinstehende auf CHF 30'000 und für Verheiratete auf CHF 50'000.
Beibehalten wurde die Regelung, wonach bei Personen, die selbst oder deren
Ehepartner in einer Eigentumswohnung respektive einem Eigenheim wohnen, nur der
CHF 112'500 übersteigende Wert einer Liegenschaft beim Vermögen zu berücksichtigen
sei. Solange eine betroffene Person oder ihr Partner also eine Liegenschaft noch
bewohnen kann, soll diese nicht verkauft werden müssen. Zudem befürwortete die
Mehrheit des Ständerats eine von der SGK-SR vorgeschlagene Verschärfung des
bundesrätlichen Vorschlages bezüglich der übernommenen Krankenkassenprämien: Der
Bundesrat hatte vorgeschlagen, dass die EL in Zukunft die tatsächliche
Krankenkassenprämie vergüten solle, wenn diese tiefer zu liegen komme als die
durchschnittliche Prämie. Der Ständerat beschränkte die Vergütung der Prämien
jedoch auf die Höhe der Prämie des drittgünstigsten Krankenversicherers im Kanton
beziehungsweise in der Region. Im Anschluss an die Beratung dieses Geschäfts
überwies der Ständerat jedoch ein Postulat, das den Bundesrat beauftragte, die Folgen
eines vollständigen Einbezuges der Krankenkassenprämien in die Berechnung der EL zu
prüfen. 
Besonders umstritten war die Frage, ob ein vollständiger oder teilweiser Kapitalbezug
des Altersguthabens für den obligatorischen Teil der beruflichen Vorsorge im
Vorsorgefall möglich sein soll oder nicht. Diesbezüglich war man sich im bürgerlichen
Lager nicht einig. Die Mehrheit der SGK-SR wollte die Wahlmöglichkeit zwischen
Kapitalbezug, Rente und Mischform streichen und für den obligatorischen Teil nur noch
eine Rente ermöglichen. Dies darum, weil es heute möglich sei und auch vorkomme,
dass Personen ihre Vorsorgegelder nach dem Kapitalbezug zum Beispiel verspielten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.2017
ANJA HEIDELBERGER
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oder durch Betrügereien verlören und in der Folge auf Ergänzungsleistungen
angewiesen seien. Möglich solle daher lediglich ein Kapitalbezug für den Erwerb von
Wohneigentum sein. Mehrere Ständeräte von FDP, CVP, BDP und SVP widersprachen
dieser Ansicht und setzten sich für Wahlfreiheit und Selbstverantwortung der Bürger
ein. Wegen einiger schwarzer Schafe sollten nicht alle Rentnerinnen und Rentner
bestraft werden – so ihr Votum. Hannes Germann (svp, SH) kritisierte dabei die
Mehrheit der bürgerlichen Ständeräte, die sonst für Eigenverantwortung plädierten,
hier aber von diesem Grundsatz nichts wissen wollten. Thomas Hefti (fdp, GL) reichte
einen Antrag ein, wonach zumindest die Hälfte des Altersguthabens bezogen werden
können solle, zog diesen aber wegen eines Formulierungsfehlers zugunsten des Antrags
Luginbühl (bdp, BE), der sich für eine Beibehaltung des geltenden Rechts und somit der
Wahlmöglichkeit einsetzte, zurück. Kommissionssprecher Graber rechnete daraufhin
vor, dass bereits die Erhöhung der Mietzinsmaxima die geplanten Einsparungen um CHF
200 Mio. reduziert hatte und dass mit einer Annahme des Antrags Luginbühl gegenüber
dem aktuellen Recht kaum noch Einsparungen gemacht würden. In der Folge lehnte der
Ständerat den Antrag Luginbühl deutlich ab. Schliesslich stellte sich die Frage, ob der
vorzeitige Kapitalbezug zur Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit möglich sein
solle. Hier einigte man sich auf einen Kompromissvorschlag: Das bis zum 50. Altersjahr
erwirtschaftete Kapital soll bezogen werden können, da dies etwa der Hälfte des
insgesamt gesparten Alterskapitals entspricht. In der Gesamtabstimmung nahm der
Ständerat die Vorlage einstimmig mit 31 Stimmen bei 12 Enthaltungen an. 3

Krankenversicherung

Die Räte begannen die Beratung des Entwurfs zu einem Bundesgesetz betreffend die
Aufsicht über die soziale Krankenversicherung, den der Bundesrat im Vorjahr vorgelegt
hatte. Das neue Gesetz soll Lücken schliessen, welche bestehen, weil das
Krankenversicherungsgesetz (KVG) bei seiner Schaffung 1994 primär auf die
Finanzierung der sozialen Krankenversicherung ausgerichtet worden war. Die Aufsicht
dagegen ist nach Sicht des Bundesrates bisher ungenügend geregelt. Da eine
Integration ins KVG nicht zweckdienlich wäre, soll ein eigenständiges Gesetz geschaffen
werden, das in rund 60 Artikeln Verbesserungen im Bereich der finanziellen Sicherheit
und Transparenz bietet, die Unternehmensführung der Kassen strenger regelt, die
Kompetenzen der Aufsichtsbehörde erweitert und griffige Strafmassnahmen enthält.
Konkret beinhaltet der Entwurf Vorschriften zur Unternehmensführung der Kassen mit
Unvereinbarkeitsregelungen und Offenlegungspflichten hinsichtlich leitender Organe,
welche denen für börsenkotierte Unternehmen ähnlich sind. Für die Aufsicht über
Versicherungskonzerne, die sowohl in der Grund- als auch in der Zusatzversicherung
tätig sind, soll ein Informationsaustausch zwischen dem Bundesamt für Gesundheit
(BAG) und anderen Aufsichtsbehörden, insbesondere der Finanzmarktaufsicht (Finma),
ermöglicht werden. Neu sollen die Mindestreserven der Kassen anhand der
tatsächlichen Risiken für jede Kasse einzeln berechnet werden. Das Verfahren zur
Genehmigung der Prämientarife wird im bundesrätlichen Entwurf präzisiert. Die
Prämien müssen in jedem Fall kostendeckend sein; stellen sie sich im Nachhinein als zu
tief heraus, muss die Lücke aus den Reserven gedeckt und die Reserven im folgenden
Jahr durch eine Prämienerhöhung wieder aufgefüllt werden. Die Aufsichtsbehörde soll
umgekehrt auch die Rückerstattung zu hoher Prämien anordnen können. Das neue
Gesetz soll die bisher bereits üblichen Anordnungen der Behörden zur Sanierung von
Kassen auf eine rechtliche Grundlage stellen und im extremen Fall einen
Bewilligungsentzug erlauben, bevor der Konkurs über einen Versicherer eröffnet wird.
Schliesslich sollen die möglichen Ordnungsbussen bei Zuwiderhandlung für Versicherer
und leitende Personen von CHF 5'000 auf neu maximal CHF 500'000 erhöht und auch
Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren möglich werden. Erstrat war der Ständerat, der sich
des Geschäfts in der Frühjahrssession annahm. Er beschloss dabei auch, die Vorlage
mit jener über die Korrektur der zwischen 1996 und 2011 zu viel bezahlten Prämien zu
verknüpfen, damit einerseits die Situation der Vergangenheit korrigiert und
andererseits Massnahmen für die zukünftige Verhinderung einer Wiederholung dieser
Situation getroffen werden können. Trotz diverser Divergenzen, insbesondere des
Einwands der Überregulierung seitens der SVP, schien ein gewisser Konsens über die
Notwendigkeit eines Ausbaus der Aufsicht zu herrschen. Es wurden keine
Nichteintretens- oder Rückweisungsanträge gestellt. Die SGK-S hatte in einem langen
Beratungs- und Konsultationsprozess eine Variante zum Entwurf des Bundesrates
erarbeitet, welcher der Rat mehrheitlich folgte. So beschloss die kleine Kammer, die
Aufsicht über Versicherungsgruppen weniger umfassend zu regeln als dies der
Bundesrat vorgesehen hatte: Nach dem Entwurf der SGK sollte das BAG nicht alle
Zahlungen zwischen den einzelnen Versicherungszweigen innerhalb der Gruppe

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2013
FLAVIA CARONI
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überprüfen können. Die Absicht des Bundesrates, zukünftig die Vermittlung von Kunden
und die Werbung regeln zu können, ging der Kommissionsmehrheit zu weit, eine
Minderheit Bruderer (sp, AG) beantragte jedoch, an der Bestimmung festzuhalten. Der
Rat folgte der Minderheit äusserst knapp mit Stichentscheid des Präsidenten Lombardi
(cvp, TI). Mit einer deutlichen Mehrheit stimmte die Kammer dagegen für einen Antrag
ihrer Kommission, wonach die Grösse des Insolvenzfonds für die Kassen weiterhin
durch deren gemeinsame Einrichtung bestimmt werden soll. Der Bundesrat hatte eine
Ausrichtung nach den tatsächlich abzudeckenden Risiken vorgesehen, was eine massive
Aufstockung des Fonds verlangt hätte. In der Gesamtabstimmung hiess der Rat das
neue Aufsichtsgesetz mit 31 zu 4 Stimmen bei 7 Enthaltungen gut. Die Beratung im
Nationalrat fand in der Wintersession statt. Hier waren die Divergenzen deutlich
ausgeprägter als im Ständerat. So beantragte die von den Mitteparteien unterstützte
Kommissionsmehrheit, das Geschäft nach Eintreten mit dem Antrag an den Bundesrat
zurückzuweisen, eine Ergänzung und Verbesserung der Aufsicht mit einer Teilrevision
des Krankenversicherungsgesetzes (KVG) vorzunehmen und auf die Schaffung eines
neuen Gesetzes zu verzichten. Dabei solle er die betroffenen Kreise einbeziehen. Eine
Minderheit Bortoluzzi (svp, ZH) beantragte Nichteintreten, eine Minderheit Fehr
Jacqueline (sp, ZH) die Ablehnung des Rückweisungsantrages. Die Mehrheit
argumentierte, der Entwurf überschneide sich inhaltlich mit jenem zur Rückerstattung
der zu viel bezahlten Prämien, was bei der Anwendung zu
Interpretationsschwierigkeiten führen werde. Er schaffe eine Überreglementierung in
einem ohnehin sehr stark beschränkten Wettbewerb und führe zu zusätzlicher
Bürokratie. Zudem würde die vorgängige Genehmigung und nachträgliche Korrektur der
Prämien durch den Staat de facto zu staatlichen Prämien führen, was das System einer
Einheitskasse annähere. Die Minderheit Bortoluzzi vertrat die Ansicht, das bisherige
System der Krankenversicherung habe gute Dienste erwiesen und die derzeitigen
Instrumente für die Aufsicht seien ausreichend, würden sie denn konsequent genutzt
werden. Der vorliegende Entwurf diene primär der Besänftigung der Befürworter einer
Einheitskasse. Schliesslich trat der Rat mit 132 gegen 46 Stimmen bei 8 Enthaltungen
auf das Geschäft ein und wies es anschliessend mit 98 zu 83 Stimmen bei 6
Enthaltungen an den Bundesrat zurück. Für die Rückweisungen stimmten SVP und BDP
sowie die Mehrheit der FDP und der CVP. Die Antwort des Ständerates auf die
Rückweisungsabsicht stand im Berichtsjahr noch aus. 4

Die kleine Kammer überwies in der Frühlingssession ein Postulat Bruderer (sp, AG) zur
Klärung der Zuständigkeit für die Restfinanzierung bei ausserkantonalen
Pflegeheimaufenthalten. Es beauftragt den Bundesrat, gemeinsam mit den Kantonen
Lösungen zu finden, damit die Zuständigkeitsfrage möglichst schnell analog zu den
Bestimmungen im Gesetz über die Ergänzungsleistungen auch im KVG geregelt werden
kann. In der Vergangenheit hatten Unklarheiten immer wieder zu Streitigkeiten
zwischen den Kantonen geführt. In derselben Session überwies auch die grosse Kammer
ein ähnlich lautendes Postulat (12.4051) Heim (sp, SO), in welchem die Postulantin
betont, es habe sich gezeigt, dass interkantonale Vereinbarungen in diesem Bereich
schwer zu erreichen seien, weshalb der Bund unterstützend einzugreifen habe. 5

POSTULAT
DATUM: 18.03.2013
FLAVIA CARONI

Ständerat Bischofberger (cvp, AI) hatte Ende 2015 eine Motion eingereicht, mit der er
darauf hinwirken wollte, dass die Franchisen in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung künftig der Kostenentwicklung angepasst werden. Dies
sollte insbesondere für die tiefste Franchise gelten, die aktuell CHF 300 beträgt, aber
auch für die anderen Franchisestufen, welche sich zwischen CHF 500 und CHF 2'500
bewegen. Mittels der Erhöhung der Eigenverantwortung sollte das Kostenwachstum im
Gesundheitswesen gedämpft werden, so die Begründung. Dieses beträgt rund vier
Prozent pro Jahr und übersteigt damit deutlich das Wachstum der Löhne und Renten;
angesichts medizinischer und demografischer Entwicklungen ist eine Abschwächung in
nächster Zeit nicht zu erwarten. Der Urheber des Vorstosses erhoffte sich, mittels einer
Erhöhung der Minimalfranchise die Anzahl der Mehrfachuntersuchungen und der
unnötigen Arztbesuche wegen Bagatellfällen vermindern zu können.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er halte es zwecks einfacheren
Kostenvergleichs durch die Versicherten für angebracht, die Franchisen in runden
Beträgen festzulegen. Die Franchisenhöhen würden regelmässig überprüft und wenn
notwendig angehoben, was in den letzten Jahren auch mehrmals vorgekommen sei,
namentlich mit einer zweimaligen Erhöhung der Minimalfranchise und der Anhebung
der Maximalfranchise von CHF 1'500 auf CHF 2'500. Seit der Einführung des KVG sei die

MOTION
DATUM: 02.03.2016
FLAVIA CARONI
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von den Versicherten geleistete Kostenbeteiligung (dazu gehört auch der Selbstbehalt
von 10%) sogar leicht stärker angestiegen als die von den Versicherungen vergüteten
Leistungen.

Im März 2016 entschied der Ständerat, einem Ordnungsantrag Bruderer (sp, AG)
folgend, die Motion seiner SGK zur Vorprüfung zu unterbreiten. Dabei sollten weitere
Abklärungen bezüglich der technischen Detailfragen vorgenommen werden, welche sich
insbesondere aus der Stellungnahme des Bundesrates ergaben. 6

Im März 2016 beantragte der Bundesrat im Rahmen seines Berichts über die Motionen
und Postulate 2015 die Abschreibung der Postulate von Pascale Bruderer Wyss (sp, AG;
Po. 12.4099) zur Klärung der Zuständigkeit für die Restfinanzierung bei
ausserkantonalen Pflegeheimaufenthalten sowie von Bea Heim (sp, SO; Po. 12.4051) zur
Restfinanzierung ausserkantonaler Pflegeheimaufenthalte. Mit der Veröffentlichung
des Berichts und mit Verweis auf die Gesetzesvorlage, die das Parlament aufgrund der
parlamentarischen Initiative Egerszegi-Obrist (fdp, AG; Pa.Iv. 14.417) in Arbeit hatte,
erachtete der Bundesrat beide Postulate als erfüllt. Obwohl die SGK-NR den Nutzen der
entsprechenden Arbeiten anerkannte, schlug sie ihrem Rat vor, auf eine Abschreibung
des Postulats Heim zu verzichten, «da das schwierige Thema die Kommission noch
intensiv beschäftigen» werde. Der Nationalrat folgte dieser Argumentation zwar in der
Sommersession 2016, der Ständerat entschied sich hingegen für Abschreiben.
Diskussionslos und stillschweigend wurde das Postulat Bruderer Wyss abgeschrieben. 7

POSTULAT
DATUM: 13.06.2016
ANJA HEIDELBERGER

Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; 17.3956) und Pascale Bruderer Wyss (sp, AG; 17.3964)
beabsichtigten in zwei in beiden Räten eingereichten Motionen, das KVG um einen
Absatz zu ergänzen, wonach der Bundesrat die Entschädigung der Vermittlertätigkeit
regeln kann und dadurch unverhältnismässige Ausgaben für Vermittlerprovisionen in
der Grundversicherung verhindern soll. Die Motionärinnen riefen in Erinnerung, dass
der Bundesrat bereits 2012 eine entsprechende Regelung vorgesehen habe, diese
jedoch «mit Verweis auf die Selbstregulierung der Branche gestrichen» worden sei.
Diese Selbstregulierung sahen die Motionärinnen allerdings aufgrund eines
Kassensturzberichts als nicht gegeben. Dieser habe ihrer Ansicht nach aufgezeigt, dass
die Vermittlerprovisionen deutlich höher lägen als die von der Branche vereinbarten
Beträge, Abschlüsse der OKP und der Zusatzversicherungen vermischt würden und
diesbezüglich keine Transparenz bestehe. Dies sei problematisch, da bei der OKP
Aufnahmepflicht herrsche und die Leistungen der Versicherer übereinstimmten.
Dadurch würden «Vermittlerprovisionen finanzielle Fehlanreize» generieren, was
womöglich zu einer Risikoselektion oder zur Vermittlung unnötiger
Zusatzversicherungen führen könne. Es bedürfe daher der Transparenz darüber, welche
Provisionen über die OKP abgewickelt würden. Der Bundesrat pflichtete der Ansicht der
Motionärinnen bei, wonach das gesetzte Ziel allein durch Selbstregulierung nicht
erreicht worden sei, und beantragte die beiden Motionen zur Annahme. 

Der Ständerat behandelte in der Wintersession 2017 einen Ordnungsantrag Kuprecht
(svp, SZ), der die Motion von Bruderer Wyss der SGK-SR zur Vorprüfung zuweisen wollte.
Kuprecht betonte, dass Provisionszahlungen in der OKP nicht akzeptabel seien, die
Problematik aber sehr komplex sei. Deshalb solle sich die Kommission des Themas
annehmen. Dem stimmte die Motionärin zu und empfahl Annahme des
Ordnungsantrags – was die kleine Kammer in der Folge tat.

Da die Nationalräte Thomas de Courten (svp, BL) und Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG)
den Vorstoss von Birrer-Heimo Ende 2017 bekämpft hatten, gelangte dieser in der
Frühjahrssession 2018 in den Nationalrat. Dort erklärte Jauslin, dass die
Krankenkassenprämien nicht wegen der Vermittlerprovisionen stiegen, sondern wegen
zahlreicher anderer Gründe. Die Vermittlerprovisionen würden mit Geldern der
Zusatzversicherungen bezahlt. Ein solcher «Empörungsvorstoss» sei gemäss de
Courten unnötig. Diese Betitelung ihrer Motion wies Birrer-Heimo entschieden zurück
und verwies auf die Schreiben mehrerer Versicherungsgesellschaften, die ihr Ansinnen
unterstützten – wenn auch unter Bevorzugung eines anderen Lösungsvorschlags. Knapp
entschied sich der Nationalrat mit 94 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung für Annahme
der Motion. Das Zünglein an der Waage spielte eine Minderheit der SVP-Fraktion, die
sich für die Vorlage aussprach, wodurch die geschlossen stimmende FDP.Liberale-
Fraktion und grosse Teile der BDP- und SVP-Fraktionen von den übrigen Fraktionen
überstimmt wurden. Im Oktober 2018 zog Bruderer Wyss ihre im Ständerat eingereichte
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Motion zurück. 8

Im Oktober 2018 reichte die SGK-SR eine Motion zur Einschränkung der
Vermittlerprovisionen in der OKP ein. Der Bundesrat sollte die Möglichkeit erhalten,
eine entsprechende Branchenlösung unter Sanktionen bei Nichteinhaltung für
allgemeinverbindlich zu erklären. Die Branchenlösung sollte ein Verbot der
telefonischen Kaltaquise – also des Kontakts zu Personen, zu denen ein Unternehmen
eine bestimmte Zeit lang keine Geschäftsbeziehungen unterhalten hatte – sowie
Pflichten zu einem von beiden Seiten unterzeichneten Beratungsprotokoll und
umfangreichen Ausbildungen für Vermittler beinhalten. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat die Kommissionsmotion zusammen
mit einer Motion von Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; Mo. 17.3956), die zukünftig
«unverhältnismässige» Ausgaben für Vermittlungsprovisionen verhindern wollte, und
einer Standesinitiative des Kantons St. Gallen, die Vermittlungsprovisionen in der OKP
gänzlich verbieten wollte. Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) erklärte dem Rat für die
Kommission, dass mit der Kommissionsmotion die Selbstregulierung der Branche
untermauert werden solle, indem Verbindlichkeiten und Sanktionsmöglichkeiten
geschaffen würden. Dabei sollte jedoch zwischen Grundversicherung und
Zusatzversicherung unterschieden werden, denn obwohl die Branche die
Verbindlichkeit auf die Zusatzversicherungen ausweiten wollte, sprach sich die
Kommission nach Anhörung der Finma und der Weko aus Angst vor
Wettbewerbsverzerrungen dagegen aus. Da die Kommissionsmotion das Anliegen der
Motion Birrer-Heimo weitgehend aufnehme, sei diese abzulehnen, erklärte Bruderer
Wyss, die eine gleichlautende Motion nach Einreichung der Kommissionsmotion
zurückgezogen hatte. Auch die Standesinitiative des Kantons St. Gallen sei abzulehnen,
da diese deutlich weiter gehe als die Kommissionsmotion. Gesundheitsminister Berset
ergänzte die Ausführungen der Kommissionssprecherin um die aktuelle Situation
bezüglich der Branchenlösungen. Die Branche bereite seit Anfang 2018 eine
gemeinsame neue Vereinbarung vor, welche die Forderungen der Kommissionsmotion
aufnehme. In der Folge nahm der Ständerat stillschweigend die Kommissionsmotion an,
lehnte die Motion Birrer-Heimo ab und gab der Standesinitiative des Kantons St. Gallen
keine Folge. 9

MOTION
DATUM: 12.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat die Motion Birrer-Heimo (sp, LU)
gegen unverhältnismässige Ausgaben für Vermittlerprovisionen in der
Grundversicherung zusammen mit einer Kommissionsmotion, welche die
Selbstregulierung der Branche vom Bundesrat für allgemeinverbindlich erklären wollte,
und einer Standesinitiative des Kantons St. Gallen, die Vermittlungsprovisionen in der
OKP gänzlich verbieten wollte. In der Zwischenzeit hatte Pascale Bruderer Wyss (sp, AG)
ihre gleichlautende Motion zugunsten der Kommissionsmotion zurückgezogen. Wie von
der SGK-SR vorgeschlagen, entschied sich die kleine Kammer stillschweigend, die
Kommissionsmotion, welche einen Grossteil der Forderungen der Motion Birrer-Heimo
aufnahm, anzunehmen und letztere abzulehnen. 10
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

L’intégration est l’objectif affirmé de la révision partielle de la loi sur les étrangers. Le
Conseil fédéral a précisé ses intentions dans un message publié en mars 2013. Ainsi, les
étrangers bien intégrés auraient dorénavant droit à une autorisation d’établissement
après avoir résidé 10 ans en Suisse. Les cantons garderaient la possibilité d’accorder
cette autorisation après 5 ans en cas de bonne intégration. Le regroupement familial
serait également conditionné à la maîtrise d’une langue nationale ou, au minimum, à la
volonté d’apprendre (par le biais d’un programme d’encouragement) une langue
nationale. L’intégration linguistique serait également renforcée par le programme
d’encouragement national « fide ». En cas de mauvaise intégration, les autorités
pourraient conclure une convention d’intégration. Et en cas de non-respect de cette
convention, l’autorisation de séjour pourrait être retirée. La commission des
institutions politiques du Conseil des Etats (CIP CE) a salué l’approche générale de
cette révision partielle, mais a également apporté des modifications discutées lors du
débat au Conseil des Etats. C’est en hiver que ce dernier s’est penché sur la
modification de la loi. Une minorité Föhn (udc, SZ) a tout d’abord proposé de refuser
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l’entrée en matière. Cette minorité a été défaite par 29 voix contre 11 et 1 abstention. Le
Conseil des Etats a ensuite modifié la proposition du Conseil fédéral sur avis de sa
commission. Alors que le Conseil fédéral, soutenu par une minorité Stöckli (ps, BE),
souhaitait accorder aux personnes qui assurent un enseignement religieux une
dispense de communiquer dans une langue nationale, le Conseil des Etats s’est opposé
à cette mesure. Le Conseil des Etats a également rejeté une proposition de minorité
Engler (pdc, GR), déposée sous l’impulsion des cantons, qui souhaitait biffer le devoir
des cantons de systématiquement contrôler le degré d’intégration des étrangers
souhaitant prolonger leur autorisation de séjour. Sur la question du droit à
l’autorisation de séjour après 10 ans de résidence, les sénateurs ont, là aussi, suivi leur
commission. Alors que le Conseil fédéral souhaitait donner aux personnes bien
intégrées le droit d’obtenir une autorisation de séjour après 10 ans de résidence sur le
territoire suisse, la CIP CE a préféré conserver le droit en vigueur qui donne la
possibilité aux autorités de délivrer une telle autorisation. Résumé avec les termes du
président de la commission, Robert Cramer (verts, GE), la commission a préféré une
« Kann-Vorschrift » à une « Muss-Vorschrift ». L’étranger a donc la possibilité
d’obtenir une possibilité de séjour, il n’y a cependant pas « droit ». Concernant
l’attribution de l’encouragement à l’intégration, les sénateurs ont débattu de la
question suivante : quels acteurs politiques doivent être entendus avant de décider des
bénéficiaires de l’attribution de l’encouragement? Bien que la commission souhaitait
limiter la participation aux cantons, la conseillère nationale Pascale Bruderer Wyss (ps,
AG) a proposé d’intégrer également les associations intercommunales. C’est par 19 voix
contre 13 que le Conseil des Etats a suivi la politicienne argovienne. Au vote sur
l’ensemble, le texte a été adopté par 24 voix contre 7 et 4 abstentions. Le Conseil
national devra encore se prononcer [9]. 11

En septembre 2018, le Conseil des États s'est unanimement opposé à la motion
Geissbühler (udc, BE), qui visait à conclure un accord de réadmission avec l'Algérie, la
République dominicaine, le Maroc et la Tunisie. 
La commission avait conseillé un rejet par 8 voix contre 2. Le même argumentaire que
soulevé en chambre basse, à savoir l'impossibilité pour le Conseil fédéral d'appliquer
unilatéralement les accords voulus a été présenté par Pascale Bruderer Wyss (ps, AG), la
rapporteuse de la CIP-E ainsi que par Simonetta Sommaruga, ministre du département
de justice et police. 12
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